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(6) Mehrausgaben bei übertragbaren Ausgaben (Vorgriffe) 
sind unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 und 2 
auf die nächstjährige Bewilligung für den gleichen Zweck an­
zurechnen. Der für die Finanzen zuständige Minister kann 
Ausnahmen zulassen.

§22
Verpflichtungsermächtigungen

(1) Maßnahmen, die die Republik oder das Land zur Lei­
stung von Ausgaben in künftigen Haushaltsjahren verpflich­
ten können, sind nur zulässig, wenn der Haushaltsplan dazu 
ermächtigt. Im Falle eines unvorhergesehenen und unabweis­
baren Bedürfnisses kann der für die Finanzen zuständige Mi­
nister Ausnahmen zulassen, § 21 ist entsprechend anzuwen­
den.

(2) Maßnahmen nach Absatz 1 bedürfen der Einwilligung 
des für die Finanzen zuständigen Ministers, soweit er nicht 
darauf verzichtet. Durch Gesetz kann zugelassen werden, daß 
die Einwilligung des für die Finanzen zuständigen Ministers 
nicht erforderlich ist, soweit im Haushaltsplan die voraussicht­
lichen Verpflichtungen zu Lasten mehrerer Haushaltsjahre 
nach Jahresbeträgen angegeben werden und von diesen An­
gaben bei der Ausführung des Haushaltsplans nicht erheblich 
abgewichen wird.

(3) Der für die Finanzen zuständige Minister ist bei Maß­
nahmen nach Absatz 1 von grundsätzlicher oder erheblicher 
finanzieller Bedeutung über den Beginn und Verlauf von Ver­
handlungen zu unterrichten.

(4) Verpflichtungen, die sich auf Ausgaben für das Personal 
und den sächlichen Verwaltungsaufwand erstrecken, dürfen 
eingegangen werden, ohne daß die Voraussetzungen der Ab­
sätze 1 und 2 vorliegen. Das Nähere regelt der für die Finan­
zen zuständige Minister.

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind auf ratifizierungsbedürftige 
völkerrechtliche Verträge nicht anzuwenden.

§23
Gewährleistungen, Kreditzusagen

(1) Die Übernahme von Bürgschaften, Garantien oder son­
stigen Gewährleistungen, die zu Ausgaben in künftigen Haus­
haltsjahren führen können, bedarf einer Ermächtigung durch 
Gesetz, die der Höhe nach bestimmt ist.

(2) Kreditzusagen sowie die Übernahme von Bürgschaf­
ten, Garantien oder sonstigen Gewährleistungen bedürfen 
der Einwilligung des für die Finanzen zuständigen Ministers. 
Er ist an den Verhandlungen zu beteiligen. Er kann auf 
die Befugnisse nach den Sätzen 1 und 2 verzichten.

(3) Bei Maßnahmen nach Absatz 2 haben die zuständigen 
Stellen auszubedingen, daß sie oder ihre Beauftragten bei den 
Beteiligten jederzeit prüfen können, soweit dies im Zusam­
menhang mit der Verpflichtung notwendig ist. Von der Aus­
bedingung eines Prüfungsrechts kann ausnahmsweise mit Ein­
willigung des für die Finanzen zuständigen Ministers abgese­
hen werden.

§24
Andere Maßnahmen von finanzieller Bedeutung

Der Erlaß von Verwaltungsvorschriften, der Abschluß von 
Tarifverträgen der öffentlich Bediensteten und die Gewährung 
von über- oder außertariflichen Leistungen sowie die Fest­
setzung oder Änderung von Entgelten für Verwaltungsleistun­
gen bedürfen der Einwilligung des für die Finanzen zuständi­
gen Ministers, wenn diese Regelungen zu Einnahmeminderun­
gen oder zu zusätzlichen Ausgaben im laufenden Haushalts­
jahr oder in künftigen Haushaltsjahren führen können. Satz 1 
ist auf sonstige Maßnahmen von grundsätzlicher oder erheb­
licher finanzieller 'Bedeutung anzuwenden.

§25
Haushaltswirtschaftliche Sperre

Wenn die Entwicklung der Einnahmen oder Ausgaben es 
erfordert, kann es der für die Finanzen zuständige Minister

von seiner Einwilligung abhängig machen, ob Verpflichtun­
gen eingegangen oder Ausgaben geleistet werden.

§26
Zuwendungen, Verwaltung von Mitteln 

oder Vermögensgegenständen
(1) Zuwendungen dürfen nur unter den Voraussetzungen 

des § 14 gewährt werden. Dabei ist zu bestimmen, wie die 
zweckentsprechende Verwendung der Zuwendungen nachzu­
weisen ist. Außerdem ist ein Prüfungsrecht der zuständigen 
Dienststelle oder ihrer Beauftragten festzulegen.

(2) Sollen Mittel oder Vermögensgegenstände der Republik 
oder des Landes von Stellen außerhalb der Verwaltung der 
Republik oder des Landes verwaltet werden, ist Absatz 1 ent­
sprechend anzuwenden.

§27
Sachliche und zeitliche Bindung

(1) Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen dürfen nur 
zu dem im Haushaltsplan bezeichneten Zweck, soweit und so­
lange er fortdauert, und nur bis zum Ende des Haushaltsjah­
res geleistet oder in Anspruch genommen werden. Durch Ge­
setz kann zugelassen werden, daß nicht in Anspruch genom­
mene Verpflichtungsermächtigungen bis zur Verkündung des 
Haushaltsgesetzes für das nächste Haushaltsjahr gelten.

(2) Bei übertragbaren Ausgaben können Ausgabereste ge­
bildet werden, die für die jeweilige Zweckbestimmung über 
das Haushaltsjahr hinaus bis zum Ende des auf die Bewilli­
gung folgenden zweitnächsten Haushaltsjahres verfügbar blei­
ben. Bei Bauten tritt an die Stelle des Haushaltsjahres der Be­
willigung das Haushaltsjahr, in dem der Bau in seinen we­
sentlichen Teilen in Gebrauch genommen ist. Der für die Fi­
nanzen zuständige Minister kann im Einzelfall Ausnahmen 
zulassen.

(3) Die Inanspruchnahme von Ausgaberesten bedarf der 
Einwilligung des für die Finanzen zuständigen Ministers. Die 
Einwilligung darf nur erteilt werden, wenn in demselben oder 
einem anderen Einzelplan Ausgaben in gleicher Höhe bis zum 
Ende des laufenden Haushaltsjahres nicht geleistet werden.

(4) Der für die Finanzen zuständige Minister kann in beson­
ders begründeten Einzelfällen die Übertragbarkeit von Aus­
gaben zulassen, soweit Ausgaben für bereits bewilligte Maß­
nahmen noch im nächsten Haushaltsjahr zu leisten sind.

§28
Besondere Personalausgaben

Personalausgaben, die nicht auf Gesetz oder Tarifvertrag 
beruhen, dürfen nur geleistet werden, wenn dafür Ausgabe­
mittel besonders zur Verfügung gestellt sind.

§29
Baumaßnahmen, größere Beschaffungen, 

größere Entwicklungsvorhaben
(1) Baumaßnahmen dürfen nur begonnen werden, wenn 

ausführliche Entwurfszeichnungen und Kostenberechnungen 
vorliegen, es sei denn, daß es sich um kleine Maßnahmen han­
delt. In den Zeichnungen und Berechnungen darf von den in 
§16 bezeichneten Unterlagen nur insoweit abgewichen wer­
den, als die Änderung nicht erheblich ist; weitergehende Aus­
nahmen bedürfen der Einwilligung des für die Finanzen zu­
ständigen Ministers.

(2) Größeren Beschaffungen und größeren Entwicklungsvor­
haben sind ausreichende Unterlagen zugrunde zu legen. Ab­
satz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

§30
öffentliche Ausschreibung

(1) Dem Abschluß von Verträgen über Lieferungen und Lei­
stungen muß eine öffentliche Ausschreibung vorausgehen, so­
fern nicht die Natur des Geschäfts oder besondere Umstände 
eine Ausnahme rechtfertigen.


